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Die LNG-Versorgungssicherheit der EU:  
Ausreichende Kapazitäten oder Stranded Assets?  
Frank Umbach

Im Gefolge des russischen Angriffskrieges in der Ukraine waren die Europäische Union und Deutschland gezwungen, unter 
anderem auch ihre Flüssiggasimporte (LNG) deutlich zu steigern und die dazu erforderliche Infrastruktur auszubauen. 
Mittlerweile ist die EU Weltmarktführer bei LNG-Importen. Auch Deutschland will in Rekordzeit Speicher- und Import- 
terminals errichten und kommt dabei schnell voran. Inzwischen wird Kritik in Richtung potenziell überdimensionierter 
LNG-Importkapazitäten geäußert. Dieser Artikel analysiert den schwierigen strategischen Balanceakt zwischen einer  
resilienten Gasversorgungssicherheit und konkurrierenden (Klima)zielen.      

Die übermäßige Abhängigkeit Europas von 
russischen Gas(pipeline)importen ist seit der 
militärischen Invasion des Kremls in der 
Ukraine im Februar 2022 deutlich geworden. 
Bereits kurz zuvor hatte Deutschland den Zer-
tifizierungsprozess der russisch-deutschen 
Gaspipeline Nord Stream-2 (NS-2) gestoppt. 
Mit dem militärischen Einmarsch beschloss 
die Bundesregierung nicht nur, die zukünftige 
Zertifizierung und den Betrieb von NS-2 end-
gültig aufzugeben, sondern stimmte auch zu, 
bis Ende 2024 künftig vollständig auf russi-
sche Gasimporte zu verzichten. Die EU folgte, 
die Importe aller fossilen Brennstoffe aus 
Russland bis spätestens 2027 einzustellen. Im 
Jahr 2021 exportierte Russland noch 155 Mrd. 
m3 (bcm) Pipelinegas und rund 15 bcm LNG 
nach Europa – das entspricht rund 50 % der 
gesamten EU-Gasimporte von 338 bcm im 
Jahr 2021.   

Russlands Agieren in der  
Retrospektive 

Russland hat die europäischen Gasmärkte 
wiederholt seit den 1990er Jahren manipuliert, 
auch wenn sich dies vor allem auf Osteuropa 
und Zentralasien beschränkte [1]. Doch be-
reits seit dem Frühsommer 2021 wurden auch 
Westeuropa und Deutschland zum Ziel des 
Kremls, als Gazprom kein zusätzliches Gas 
für die europäischen Gasspeicherstätten 
lieferte und die Befüllung seiner in Europa 
kontrollierten Gasspeicher durch alternative 
Importe zugleich verhinderte. Zugleich machte 
der Kreml solch zusätzliche Lieferungen von 
einer schnellen Zertifizierung von NS-2 (vor 
Beginn der neuen deutschen Koalitionsregie-
rung) und der Unterzeichnung neuer lang-
fristiger Gasverträge abhängig. 

In der Retrospektive war dieses russische 
Agieren eine Art Warnsignal an Deutschland 
und die EU, sich im wenige Monate später 
eskalierenden Ukraine-Konflikt neutral zu 
verhalten und nicht militärisch oder durch 
Wirtschaftssanktionen zu intervenieren. So 
erfolgte das Nichtbereitstellen von zusätz-
lichem Gas für die Gasspeicher zeitgleich mit 
Putins revisionistischem Brief „Zur histori-
schen Einheit von Russen und Ukrainern“ 
im Juli 2021 auf der Kreml-Webseite, in der 
jegliche politische, wirtschaftliche, militäri-
sche und kulturelle Unabhängigkeit sowie 
Souveränität der Ukraine offiziell in Abrede 
gestellt wurde. 

Im Jahr 2022 begann Russland, seine Gas-
lieferungen nach Europa nach Verhängung 
der westlichen Sanktionen gegen seine mili-
tärische Invasion ab Juni zu reduzieren. 

Schließlich stoppte Gazprom Ende August 
letzten Jahres alle Gaslieferungen über Nord 
Stream-1 (NS-1), nachdem bereits seit 2021 
kein Gas mehr über Belarus nach Polen und 
Europa weitergeleitet wurde, da Polen keinen 
neuen Gasvertrag mit Gazprom mehr unter-
zeichnen wollte. Damit entfielen jährlich 55 
bcm für die Gasnachfrage Deutschlands (Gas-
verbrauch 2022: 82 bcm und 94 bcm in 2021) 
und seiner EU-Nachbarstaaten. 

Infolgedessen waren die Bundesregierung und 
die EU-27 gezwungen – neben dem beschleu-
nigten Ausbau der erneuerbaren Energien, 
der Verbesserung der Energieeffizienz und 
Energieeinsparung (19,2% zwischen August 
2022 bis Januar 2023) sowie dem Ersatz der 
Verwendung von Erdgas durch Kohle oder 
Öl in der Industrie und in den Kraftwerken –, 
ihre Flüssiggasimporte (LNG) um 70 %  

Flüssiggastanker auf hoher See 
 Bild: Adobe Stock 
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(+55 bcm) auf 132 bcm (und 170 bcm in Euro-
pa) im Jahr 2022 zu erhöhen. Die EU wurde 
damit zum Weltmarktführer bei LNG-Im-
porten. Im Jahr 2021 verfügte die EU über 
29 große LNG-Importterminals mit einer 
Jahreskapazität von 237 bcm (s. Abb. 1).

In 2022 hat Deutschland mit seinem LNG-Be-
schleunigungsgesetz beschlossen, in Rekord-
zeit bis zu 7 schwimmende Speicher- und 
Regasifizierungseinheiten (FSRUs – schwim-
mende LNG-Import-Terminalschiffe) zu lea-
sen und drei feste Onshore-LNG-Importter-
minals an seiner Küste sowie neue LNG- 

Importterminals zu errichten sowie hierfür 
Anschlusspipelines von seinen LNG-Import-
terminals an sein bestehendes Gasnetz zu 
bauen [2]. Infolge massiven lokalen Wider-
standes auf der Insel Rügen soll nun jedoch 
nicht 5 km vom Ostseebad Sellin entfernt 
ein FSRU-Terminal errichtet werden, son-
dern im Hafen Mukran auf Rügen. Doch 
auch hier ist die lokale Ablehnung groß. Die 
Anmietung von drei FSRUs während des 
laufenden Winters seit Dezember letzten Jah-
res hat Deutschland – zusammen mit einem 
milden Winter und der Gaseinsparung von 
Haushalten und Industrie – geholfen, Unter-

brechungen der Gasversorgung und größere 
Stillstände der industriellen Produktion sowie 
des verarbeitenden Gewerbes zu vermeiden.

Gegenwärtig sind drei LNG-Importterminals 
in Wilhelmshaven, Lubmin und Brunsbüttel 
mit einer Jahreskapazität von 13,5 bcm be-
reits im Betrieb, die im Jahr 2024 auf eine 
jährliche LNG-Importkapazität von 37 bcm 
und ab 2027 auf 54 bcm zunehmen wird. 
Bis Ende des Jahres werden in Deutschland 
drei weitere FSRUs in Betrieb genommen. 
Sollten alle drei gegenwärtigen FSRUs nach 
2027 noch im Betrieb sein, könnte diese Ka-
pazität auf bis zu 71 bcm weiter ansteigen. 

Eine kritische Studie, die von einer mittelfris-
tigen deutschen LNG-Importkapazität von 73-
100 bcm in 2030 ausging, warf der Bundes-
regierung eine Verdoppelung der Importka- 
pazitäten gegenüber den früheren russischen 
Gasimporten vor. Dies aber würde den Zielen 
der Klimaschutzpolitik widersprechen und zu 
Stranded Assets überdimensionierter LNG- 
Importkapazitäten führen, zumal auch die 
Gaspipelineimporte aus Belgien, den Nieder-
landen und Frankreich und Norwegen erhöht 
wurden [3]. Von den 75 bcm jährlichen Gas-
pipeline-Importen Deutschlands in 2022 
lieferte Norwegen allein 45 bcm, während 
20 bcm aus Belgien und Frankreich erfolgten. 

Gleichzeitig ging die Gasförderung in der EU 
um weitere 8 % zurück. Europas größtes Gas-
feld in Groningen (Niederlande) – mit einer 
jährlich reduzierten Produktion von 2,8 bcm 
– wird seine Produktion noch in diesem Jahr 
vollständig einstellen. 

Da auch andere EU-Mitgliedstaaten ihre LNG-
Importkapazitäten ausbauen, werden die neu 
geplanten zusätzlichen Kapazitäten von Um-
weltorganisationen und einigen Ökonomen 
auch mit Blick auf EU-weite LNG-Überkapa-
zitäten kritisiert [4]. Aus ihrer Sicht werden 
diese neuen zusätzlichen Gasimportkapa-
zitäten in Deutschland und der EU nicht 
wirklich benötigt, so dass eine wirtschaftlich 
profitable Auslastung nicht gegeben sei. Dies 
widerspreche auch dem neuen RePowerEU-
Aktionsplan von 2022, den Gasverbrauch bis 
2030 um 30-40 % zu senken. Damit sei das 
angestrebte Emissionsreduktionsziel von 

Neue LNG-Regasifizierungskapazität (2022-2025) und LNG-Kapazitätsauslastung (2010-2022) 
 Quelle: GIS/Eurasia Group 2023

Abb. 1

Stand der LNG-Produktmarktöffnung am 3. Januar 2023 
 Stand der LNG-Produktmarktöffnung am 3. Januar 2023 

Abb. 2
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-55 % bis 2030 nicht erreichbar, selbst wenn 
diese Importterminals für den Import von 
grünem Wasserstoff und Ammoniak bis da-
hin umgerüstet würden.

Die Frage nach potenziell überdimensionier-
ten LNG-Importkapazitäten läuft auf einen 
strategischen Zielkonflikt bei zwei konkur-
rierenden Zielen der EU hinaus – nämlich 
zwischen einer resilienten Gasversorgungs-
sicherheit und den proklamierten Klimazielen 
der EU. So muss die EU im nächsten Winter 
2023/24 in Europa völlig ohne russisches 
(Pipeline-)Gas auskommen und es könnte 
sich daher noch schwieriger gestalten als im 
letzten Winter, um die Gasversorgung mit 
alternativem nicht-russischem Gas zu gewähr-
leisten und größere Gasversorgungsunter-
brechungen für ihre Industrien sowie Haus-
halte zu vermeiden. Die IEA hat für dieses 
Jahr eine potenzielle Versorgungslücke bei 
der Sicherstellung der jährlichen europäi-
schen Gasnachfrage von 40 bcm festgestellt. 
Darüber hinaus sind die europäischen Gas-
preise immer noch siebenmal höher als in 
den USA und die Strompreise dreimal so 
hoch sind wie in China, was die globale in-
dustrielle Wettbewerbsfähigkeit der EU ge-
fährdet (s. Abb. 2).

Faktoren der EU-Gasver- 
sorgungssicherheit und ihre 
LNG-Nachfrage  

Die akute europäische Energiekrise von 2022 
scheint zumindest teilweise ihre Brisanz ver-
loren zu haben. Die Gas- und Strompreise 
sind deutlich gefallen, bleiben aber im histo-
rischen Vergleich hoch. Die LNG-Importe 
waren im Winter ausreichend gesichert, und 
die deutschen Gasspeicherkapazitäten sind 
mit rund 64 % im März im Vergleich zu den 
Vorjahren saisonal hoch, so dass bis zum 
Herbst die zusätzliche Beschaffungsmenge 
von LNG zur Auffüllung der Gasspeicher für 
den nächsten Winter reduziert wird. Die EU 
hat es zum Leidwesen des Kremls geschafft, 
den russischen Gaserpressungsversuchen zu 
widerstehen und die europäische Gas- und 
Energiesicherheit trotz aller Probleme zu stär-
ken. Zu Beginn des neuen Jahres waren die 
europäischen Erdgaspreise um mehr als 75 % 
von ihrem Höchststand bis zum 26. August 

2022 gesunken, nachdem die durchschnitt-
lichen Spotpreise zeitweise sechsmal so hoch 
waren wie in der Vergangenheit (s. Abb. 3). 

In diesem Jahr werden die USA Europas 
größter Gaslieferant werden und damit Russ-
land ablösen. Auch global werden die USA 
Katar als weltweit größten LNG-Exporteur 
schneller als bisher erwartet überflügeln. 
Die USA waren zudem der einzige Gasprodu-
zent weltweit, der seine Gasproduktion und 
seine LNG-Exporte in den letzten zwei Jahren 
deutlich steigern konnte.

Im Jahr 2022 hatte der flexible globale LNG-
Markt wesentlich zu steigenden europäi-

schen LNG-Importen beigetragen, da die 
USA, Katar und afrikanische Exporteure 
Lieferungen nach Europa erhöht und auch 
häufig umgeleitet haben. Bis 2025 werden 
neu hinzugekommene LNG-Importkapazi-
täten jedoch im Gegensatz zu den Folge-
jahren sehr begrenzt sein und die Balance 
zwischen Angebot und Nachfrage kaum 
verbessern, so dass auch größere Preissen-
kungen auf ein Niveau wie 2021 kaum realis-
tisch sind (s. Abb. 4). 

Die EU profitierte im letzten Jahr auch von der 
Entscheidung Chinas, seine LNG-Importe im 
vergangenen Jahr um 21 % (rund 20 bcm/y) 
zu senken (im Gegensatz zu seinem ursprüng-

LNG-Importe und Spotpreisentwicklung in Asien versus Europe
 Quelle: GIS

Abb. 3

Geschätzte Zunahme der LNG-Verflüssigungskapazitäten 2023-27
 Quelle: Eurasia Group/IEEFA 2023

Abb. 4
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lichen Plan, seine LNG-Importe um fast 20 % 
zu erhöhen). Dies war jedoch kein geopoliti-
scher Gefallen an die EU, sondern Resultat der 
präzedenzlos hohen globalen LNG-Preise und 
der chinesischen Regierung, den LNG-Import 
zu reduzieren, statt auszubauen und auf einen 
viel billigeren Kohleverbrauch zulasten der 
globalen Klimaschutzpolitik zu setzen. 

Auch für dieses Jahr ist China die wichtigste 
„Wild Card“ für die weltweite Entwicklung 
der LNG-Nachfrage mit einem Unsicherheits-
faktor von bis zu 40 bcm. Jeder größere An-
stieg der LNG-Importe in China erhöht die 
Unsicherheit, ob die EU rechtzeitig für den 
nächsten Winter neue ausreichende LNG-
Lieferungen auf den Spotmärkten kurzfristig 
abschließen kann. So geht die IEA davon aus, 
dass China in diesem Jahr rund 80 % der in 
diesem Jahr global zur Verfügung stehenden 
zusätzlichen 23 bcm importieren wird. 

Zudem haben deutsche und andere europäi-
sche Gasunternehmen aufgrund der Unsi-
cherheiten der EU-Gasnachfrage bis 2030 
einen erheblichen Wettbewerbsnachteil auf 
dem globalen LNG-Markt. Zwar sind sie in 
einem globalen Bieterwettstreit fähig, höhere 
LNG-Preise als viele ihrer weltweiten Konkur-
renten zu bezahlen und konnten daher auch 
im letzten Jahr große zusätzliche Mengen 
kurzfristig auf dem Weltmarkt einkaufen. Aller-
dings sind viele LNG-Exporteure, die Milliar-
deninvestitionen in neue Gasfelder und Gasin-
frastrukturen für den Export investieren 
müssen, primär interessiert, neue langfristige 
Exportverträge für ihre LNG-Ausfuhren abzu-
schließen. So sind europäische Gasimporteure 
mit Blick auf die geplante Gasverbrauchsredu-
zierung um bis zu 40 % bis 2030 nur bereit, für 
8-10 Jahre neue LNG-Importverträge zu unter-
zeichnen. Demgegenüber hat China z.B. im 
Oktober und November letzten Jahres derartige 
LNG-Importverträge sogar für 27 und 30 Jahre 
mit Katar abgeschlossen.

Vor diesem Hintergrund hofft die EU, dass 
ihre neu etablierte gemeinsame Gasbeschaf-
fungsplattform, die vor dem nächsten Som-
mer ihren Betrieb aufnimmt, in den kom-
menden Monaten auch die Koordinierung 
der Nachfragebündelung und des gemeinsa-
men Einkaufs von zunächst jährlich 24 bcm 

erleichtern wird, was auch zuverlässige Preis- 
benchmarks schaffen könnte.

Putins Fehlkalkulationen  
und die Zunahme russischer 
LNG-Exporte nach Europa 

Der russische Präsident Vladimir Putin hat 
sich gleich mehrfach verspekuliert, dass Russ-
lands Gaslieferstopp im August 2022 eine 
größere europäische Energiekrise verursa-
chen würde, die den politischen Willen des 
Westens untergrabe, die Ukraine militärisch 
und finanziell zu unterstützen. Allerdings 
konnte Russland seine LNG-Produktion um 
2,9 % auf 45,7 bcm im Jahr 2022 steigern. 
Damit ist Russland nach den USA und Katar 
der drittgrößte LNG-Lieferant Europas. 

Doch die Steigerung der russischen LNG-Expor-
te in die EU-27 um bis zu 35 % von 14,22 bcm  
im Jahr 2021 (18 bcm nach ganz Europa) auf  
19,2 bcm in 2022 (20,2 bcm nach ganz Europa)  
hat die Frage der politischen Glaubwürdigkeit  
der Energiesanktionen der EU aufgeworfen. Die 
größten Importeure von russischem LNG in 
2022 waren Frankreich (7,4 bcm), Spanien  
(5,2 bcm) und Belgien (3,0 bcm). Dabei nahmen 
die Importe von Frankreich und Belgien um 58 % 
und Spanien um 50 % zu. Griechenland, Italien 
und die Türkei hatten 2022 erstmals russisches 
LNG importiert. Inzwischen hat die EU-Energie-
kommissarin Kadri Simson am 1. April ein neues 
Gesetz angekündigt, das russischen Gaskon-
zernen den LNG-Verkauf durch Buchung von 
Importkapazitäten verbieten soll (s. Abb. 5).

Russlands Anteil an den Gasimporten der EU 
ist bereits von zuvor 40 auf weniger als 10 % 
im vergangenen Jahr gesunken. Bis 2030 
könnte sich der Anteil Russlands auch am 
weltweiten Öl- und Gashandel halbieren. Die 
Einnahmen aus fossilen Brennstoffen könn-
ten parallel zu den sich beschleunigenden 
Dekarbonisierungsprozessen der EU und der 
Welt noch weiter zurückgehen. Die Wasser-
stoff-Ambitionen sind ohne die Zusammenar-
beit mit europäischen und US-Energieunter-
nehmen kaum realistisch. Während Moskau 
seine Bemühungen um die Umleitung von 
Öl- und Gasexporten auf die asiatischen 
Märkte in 2022 verstärkt hat, kann der 
Mangel an Gasinfrastrukturen (wie weitere 
Pipelines nach China und Asien) allenfalls in 
5-10 Jahren überwunden werden, ohne dass 
allerdings die Aussicht besteht, dass Russ-
land den Verlust der europäischen Märkte 
vollständig kompensieren kann und die asi-
atischen Gasmärkte vor dem Hintergrund 
weiterer Milliardeninvestitionen in neue Gas-
infrastrukturen auch nur ansatzweise ver-
gleichbar profitabel sein können. 

Einschätzung der EU-Gegen-
maßnahmen zur Stärkung der 
Gas- und Energieversorgungs-
sicherheit 

Auf Seiten der EU werden die kostspieligen 
Gegenmaßnahmen auf die wirtschaftlichen 
und energiepolitischen Auswirkungen des 
Ukraine-Krieges auf bis zu 800 Mrd. € für 
die Bewältigung der reduzierten Wirtschafts- 

EU-LNG-Importe aus Russland (01/2020-01/2023)
 Quelle: GIS/Bruegel 2023e

Abb. 5
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tätigkeiten, der Bekämpfung der Energiear-
mut und der Investitionen in neue Energiein-
frastrukturen sowie der Beschleunigung des 
grünen Energieumbaus anwachsen. Allein 
der REPowerEU-Plan kostet rund 300 Mrd. €, 
um die Dekarbonisierung der EU-Wirtschaft 
zu beschleunigen und die russischen Importe 
fossiler Brennstoffe bis 2027 durch alternative 
Gas- und Ölimporte sowie den Ausbau von 
erneuerbaren Energien und Wasserstoffpro-
jekten zu ersetzen. Deutschlands Ausgaben 
für die Energiekrise infolge der Ukraine-
Krise werden allein auf fast 270 Mrd. € bezif-
fert und stellen damit alle anderen EU-Länder 
in den Schatten. 

In kurz- und mittelfristiger Perspektive er-
scheint es völlig unwahrscheinlich, dass 
die zerbrochenen Beziehungen zwischen 
Russland und Europa gekittet werden kön-
nen. Darüber hinaus dürfte auch die NS-
2-Gaspipeline unter keinen politischen Um-
ständen in Betrieb genommen werden, da 
die EU beschlossen hat, sich bis spätestens 
2027 und Deutschland bereits bis Ende 
2024 von allen fossilen Energieimporten 
aus Russland zu befreien. Eine Wiederauf-
nahme und Finalisierung der NS-2-Zertifi-
zierung ist ebenso unrealistisch, da sie der 
Unterstützung der Europäischen Kommis-
sion und de facto auch der EU-Mitglied-
staaten bedarf. Darüber hinaus benötigen 
weder Deutschland noch die EU die NS-1- 
und/oder NS-2-Gaspipelines für die Gasver-
sorgungssicherheit Deutschlands und der 
EU, da beide über ausreichende LNG- und 
Pipelineimportkapazitäten verfügen und die 
EU-27 ihren Gasverbrauch um 30-40 % bis 
2030 reduzieren will. 

Die Frage ist vorerst eher, ob die bestehenden 
Leitungstransportkapazitäten an Land von 
den Importterminals an der Küste zu den 
einzelnen Ländern und Verbrauchszentren 
(wie Bayern in Deutschland, dessen Gasver-
sorgung bis 2022 zu 90% von russischen 
Gaspipeline-Lieferungen abhängig war) aus-
reichen werden. So verfügt z.B. Spanien zwar 
über die größten LNG-Importkapazitäten der 
EU, kann aber sein LNG nicht über größere 
Pipelinekapazitäten nach Frankreich und 
damit auch nach Deutschland sowie mittel-
osteuropäische Staaten weiterleiten. 

Da kein Gas mehr über die NS-1-Pipeline nach 
Deutschland fließt, ist nicht nur Deutschland 
von dem russischen Gasexportstopp über 
diese Route und einer Reduzierung des Gasex-
portes über die Ukraine nach Europa betrof-
fen, sondern auch Nachbarländer Deutsch-
lands, die bisher über die Opal-Verbindungs- 
pipeline mit russischem NS-1-Gas versorgt 

wurden. Dies trifft insbesondere für die „Ener-
gie- und Gasinseln“ wie Tschechien, Öster-
reich, die Slowakei und sogar die Ukraine 
zu, die auch – trotz russischer Blockadever-
suche – mittels der Gasumkehrflussmöglich-
keiten in den letzten Jahren u.a. auch russi-
sches NS-1-Pipelinegas von seinen west- 
lichen EU-Nachbarn importiert hatte (rund 
8 bcm in 2021) (s. Abb. 6 und Tab.). 

Die von Russland seit 2021 drangsalierte 
Republik Moldau, die bis 2021 zu 100 % von 
Gazprom-Lieferungen über die Ukraine ab-
hängig war, muss ihre Gasimporte diversi-

fizieren, da Russland mittels seiner Gaswaffe 
versucht, das Land zu destabilisieren, solange 
sie ihr Ziel einer EU-Mitgliedschaft nicht auf-
gibt. Seit Herbst 2021 hat Moldawien begon-
nen, auch Gas aus Rumänien und der Ukraine 
zu importieren. 

Während die russischen Gasexporte nach 

Europa über die Ukraine von den in 2019 
vertraglich vereinbarten 42 bcm pro Jahr auf 
nur noch 18 bcm im Jahr 2022 reduziert 
wurden, sind die russischen Gasexporte über 
die Ukraine von Gazprom seit Januar dieses 
Jahres weiter gesenkt worden. Auch die IEA 
geht nur noch von russischen Gaslieferungen 
über die Ukraine in einem Umfang von nicht 
mehr als 10 bcm in 2023 aus. Insgesamt dürf-
ten die russischen Pipelinegasexporte nach 
Europa (unter Berücksichtigung der 15,75 
bcm Kapazität der Turk Stream-2-Gaspipeline 
über die Türkei) somit nur noch rund 25 bcm 
erreichen. Mit Blick auf den Vorwurf über-

Europäische Gaspreisentwicklung (01/2020-01/2023)
 Quelle: FT 2023

Abb. 6

Tschechische Republik 9 bcm

Slowakei 3 bcm

Österreich 9 bcm

Ukraine 8 bcm (Importe)

Republik Moldau 3 bcm

Gesamter jährlicher Importbedarf: 32 bcm

Mangels Eigenförderung – mit Ausnahme der Ukraine - ist der Gasbedarf dieser Länder mit dem Gasimportbedarf weitgehend gleichzusetzen

Jährlicher Gas(import)bedarf der mittel- und osteuropäischen Länder im Jahr 2021 
 Quelle: BP 2022 

Tab. 
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dimensionierter deutscher LNG-Importkapa-
zitäten muss zunächst festgehalten werden, 
dass hierfür der deutsche Gasbedarf allein  
als Bezugsgröße völlig unzureichend ist, weil 
Deutschland integraler Bestandteil des euro-
päischen Gasbinnenmarktes ist und sowohl 
vertragliche Gaslieferverpflichtungen seitens 
der deutschen Gasunternehmen für die 
Nachbarstaaten bestehen als auch (außen-)
politische Verpflichtungen innerhalb der EU. 
Die Vertragsverpflichtungen auf Seiten der 
Unternehmen enden nicht automatisch mit 
dem Wegfall der russischen Gaslieferungen 
über NS-1- und die Opal-Pipelines. 

Darüber hinaus ist die Bundesregierung (au-
ßen-)politisch und auch verfassungsrechtlich 
an das EU-Kernprinzip der „Energiesolidari-
tät“ gebunden, welches im Lissabon-Protokoll 
und im Dokument zur Energieunion sowie in 
zahlreichen Energieregularien verankert ist, 
wie der Gerichtshof der Europäischen Union 
(EuGH) im Jahr 2021 in seiner Opal-Entschei-
dung klargestellt hat. Wenn Deutschland 
dieser Verfassungsnorm nicht gerecht wird, 
können die Europäische Kommission und 
die EU-Mitgliedstaaten Deutschland vor dem 
EuGH verklagen, gegen dieses verfassungs-
rechtliche Kernprinzip erneut verstoßen zu 
haben. Dies aber kann sich künftig keine 
Regierung des größten EU-Mitgliedslandes 
mehr leisten. Daher muss auf Seiten der Bun-
desregierung auch der Gasbedarf und die 
Gasversorgungssicherheit der Nachbarstaa-
ten sowie der EU-27 als Ganzes stets mitbe-
dacht werden. 

So geht die Bundesregierung gegenwärtig 
von einem Mindestimportbedarf von jährlich 
durchschnittlich 6-7 bcm in den Nachbarstaa-
ten Tschechei, Österreich, der Slowakei, aber 
auch der Ukraine und sogar Moldawiens aus, 
der über die deutschen LNG-Importterminals 
(zusätzlich zu den anderen Importrouten) mit 
sichergestellt sein muss [5]. In kälteren Win-
tertagen und bei Ausfall von Importmengen 
über andere Routen (was für die Gasversor-
gungssicherheit ebenfalls stets mitbedacht 
werden muss, da Versorgungssicherheit nie-
mals auf Best-Case-Szenarien basieren darf) 
könnte sich dieser Durchschnittswert von 
jährlich 6-7 bcm saisonal aber auch verdop-
peln. Zudem befürchten sowohl die norwegi-

sche als auch die deutsche Regierung, EU 
und NATO, dass Russland in einer weiteren 
Eskalation des Ukraine-Krieges norwegische 
Offshore-Gasinfrastrukturen angreifen und 
sabotieren könnte, zumal die russische Spio-
nage der kritischen Offshore-Gasinfrastruk-
turen in 2022 stark zugenommen hat. 

So ist Norwegen zusammen mit den USA zum 
größten Gaslieferanten Europas aufgestiegen 
und hat seine Gasexporte infolge des russi-
schen Gasstopps in 2022 noch einmal bis an 
das maximale Exportniveau erhöht. Ab 2027 
droht jedoch ein Rückgang der Gasexporte, 
die dann nicht mehr in einem weiteren Krisen-
fall gesteigert werden können. Vor diesem 
Hintergrund hat die Bundesregierung für die 
gesamte europäische Gasversorgung einen 
solidarischen Kapazitätssicherheitspuffer von 
rund 30 bcm pro Jahr eingeplant und wird so-
mit auch ihrer Rolle als Gashub mit dem 
größten nationalen Gasmarkt in der EU ihrer 
besonderen energiewirtschaftlichen und geo-
politischen Rolle für die europäische Gasver-
sorgungssicherheit gerecht. Insofern sind 
dann auch die deutschen LNG-Importtermi-
nalkapazitäten keineswegs überdimensio-
niert. Zudem sollten die festen Onshore-LNG- 
Importterminals auch kurzfristig umrüstbar 
auf Wasserstoffimporte sein, während die 
deutschen Gasimporteure sich in ihren neuen 
LNG-Importverträgen die Möglichkeit offen-
halten, nicht mehr benötigte Vertragsmengen 
auf den globalen Spotmärkten kurzfristig ver-
kaufen zu können, wie dies weltweit inzwi-
schen üblich geworden ist. 

Strategische Perspektiven

Ein anderes Szenario – wie von Russland ge-
genüber der Türkei propagiert und offeriert 
– wäre die Nutzung der Türkei als noch  
wesentlich größere Gasdrehscheibe mit erwei-
terten russischen Gaslieferungen als Hinter-
tür der EU, indem noch mehr russisches 
Gas in die Türkei und von dort aus als „türki-
sches Gas“ in die EU exportiert wird. In die-
sem Fall hat Russland aber noch weniger ein 
kommerzielles und geopolitisches Interesse, 
seine zuvor gebuchten Kapazitäten für die 
NS-1-Verbindungspipelines von Opal und  
Eugal aufzugeben und zu verkaufen, da damit 
größere deutsche LNG-Importmengen für die 

europäischen Nachbarstaaten über diese bei-
den Pipelines blockiert wären und begrenzt 
blieben. Unter diesen Umständen könnte dann 
Deutschlands seinen kommerziellen und poli-
tischen Energiesolidaritäts-Vertragsverpflich-
tungen nicht nachkommen. Dies könnte dann 
auch zu einer neuen Gaskrise in Zentral- und 
Ostmitteleuropa, aber auch der Ukraine und 
Moldawiens führen. Spätestens dann wäre 
Deutschland gezwungen, auch die Pipelines 
und ihre Kapazitätsmengen zu verstaatlichen, 
um das Prinzip der Energiesolidarität einzu-
halten, die Gasversorgungssicherheit anderer 
europäischer Länder zu gewährleisten und 
Russlands Nutzung seiner Gaswaffen sowie 
damit verbundenen politischen Erpressungs-
möglichkeiten erneut zu verhindern. 
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Kohleausstieg löst Knappheit in der  
Bauindustrie aus   
Eine allgemeinhin bekannte Herausforderung des Kohleausstiegs ist es, die Energieversorgung weiterhin dauerhaft und mög-
lichst kostengünstig sicherzustellen. Weniger bekannt sind jedoch die Probleme, die in anderen Wirtschaftszweigen entstehen. 
Besonders betroffen ist die Baubranche, die in Deutschland bis zu 75 % von mineralischen Rohstoffen abhängig ist. Der Rohstoff 
Gips ist hier ein nicht ersetzbarer Baustoff, der bislang in großen Mengen bei der Rauchgasentschwefelung in Kohlekraftwerken 
anfiel. Mit der Beendigung der Kohleverstromung fällt etwa die Hälfte der Gipsversorgung in Deutschland weg.      

Gips ist der zentrale Baustoff für die moderne 
klimafreundliche Trocken- und Leichtbau-
weise, die ressourceneffizientes, nutzungs-
flexibles, bezahlbares, brandsicheres und 
schnelles Bauen ermöglicht. Aufgrund seiner 
bauphysikalischen Eigenschaften und der 
einfachen Verarbeitbarkeit lässt sich Gips 
nicht wirtschaftlich sinnvoll durch andere 
Baustoffe ersetzen. Bauen ohne Gipspro-
dukte ist auf lange Sicht undenkbar.

Der Rohstoff wird heute aus REA-Gips aus 
der Rauchgasentschwefelung in Kohlekraft-
werken, welcher seit mehr als 30 Jahren die 
natürlichen Gips-Ressourcen schont, und ab-
gebautem Naturgips/-anhydrit gewonnen. 
Zunehmend werden diese beiden Rohstoff-
quellen durch Recycling-Gips (RC-Gips) er-
gänzt.

Kohleausstieg führt zu einer 
extremen REA-Gipsverknappung 

Mit dem Mitte 2020 erlassenen Kohleaus-
stiegsgesetz schreitet der Ausstieg aus der 
Kohleverstromung erheblich fort und führt zu 
einem Rückgang der REA-Gipsproduktion. 
Bereits jetzt zeichnen sich daher in bestimm-
ten Regionen Engpässe bei der Rohstoffver-
sorgung von Gipswerken ab.

Schon im Vorfeld hat die Kommission 
„Wachstum, Strukturwandel und Beschäf-
tigung“ (KWSB) die Folgen für die Rohstoff-
versorgung der Gipsproduktion erkannt 
und ausgleichende Maßnahmen zur Erhal-
tung der Wertschöpfungsketten gefordert. 
Die Überprüfungsbestimmungen gem. § 54 
des Kohleausstiegsgesetzes beziehen daher 
Maßnahmen zur vorsorgenden Sicherung 
von Rohstoffen, die im Zuge der Kohlever-
stromung gewonnen werden, insbesondere 
Gips, ein. 

Allerdings sieht das Kohleausstiegsgesetz 
ein Ende der Kohleverstromung bis 2038 
(frühestens 2035) vor. Zwischenzeitlich 
wurde jedoch in Nordrhein-Westfalen die 
Vereinbarung getroffen, die dortige Braun-
kohleverstromung bereits 2030 zu been-
den. Hinzu kommt, dass die Bundesregie-
rung im Koalitionsvertrag vorgesehen hat, 
den Kohleausstieg im gesamten Bundesge-
biet „idealerweise“ bis 2030 vorzuziehen. 
Dies würde zu einer drastischen Verschär-
fung der Situation für die Gipsindustrie 
führen. Die Abschaltung von Kohlekraft-
werken schränkt die Versorgung der Bau-
branche mit Gips bereits jetzt bis 2030 er-
heblich ein (s. Abb. 1).

Der extremen REA-Gips-Verknappung steht 
gleichzeitig ein wachsender Bedarf an Gips-
produkten gegenüber, so dass der Erhalt von 
Wertschöpfungsketten hinsichtlich der hei-
mischen Versorgung mit Gipsrohstoffen ge-

fährdet ist. Derzeit liegt der inländische Be-
darf an Gips insgesamt bei 10 Mio. t jährlich 
und wird zu 100 % aus heimischen Rohstoff-
quellen gedeckt. 2020 wurden ca. 60 % dort 
gewonnen, wo Gips natürlich vorkommt, vor 
allem in den Bundesländern Niedersachsen, 
Thüringen, Baden-Württemberg, Hessen und 
Bayern. Etwa 40 % des Rohstoffes war REA-
Gips aus der Lausitz und Nordrhein-Westfalen. 

Auch wenn Gipsrecycling und der daraus 
gewonnene RC-Gips als unterstützende 
Maßnahme von der deutschen Gipsindustrie 
massiv vorangetrieben wird, kann RC-Gips 
die zukünftige Rohstoffversorgung vor allem 
auf Grund der begrenzt verfügbaren Mengen 
von recycelbaren Gipsabfällen nur in sehr 
geringem Maße abdecken. 

Vor dem Hintergrund der ambitionierten Ziele 
im Wohnungsbau, der steigenden Notwendig-
keit energetischer Modernisierungen sowie 

REA-Gips-Prognose 
 Quelle: Bundesverband der Gipsindustrie e.V. 

Abb. 1
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des Ausbaus und Erhalts der Infrastruktur 
wird der Rohstoffbedarf der gipsverarbeiten-
den Industrien bis 2035 realistisch auf 10,7 
Mio. t jährlich ansteigen (s. Abb. 2) [1].

Da die Versorgung mit Gips-Rohstoffen wei-
terhin aus ökologischen und volkswirtschaft-
lichen Gründen durch heimische Rohstoffe 
gedeckt werden sollte, ist eine Steigerung der 
Naturgipsgewinnung notwendig. Naturgips 
ist in Deutschland ausreichend vorhanden 
und technisch sowie ökonomisch grundsätz-
lich erschließbar. Der Abbau ist jedoch aus 
verschiedenen Gründen oft erschwert oder 
nicht möglich. Dabei erfolgt die Rohstoffge-

winnung in Deutschland im weltweiten Ver-
gleich nach höchsten Standards im Natur- so-
wie Umweltschutz und leistet einen Beitrag 
zum Erhalt der Biodiversität. Bei Substitution 
oder Import von Gipsrohstoffen aus dem Aus-
land drohen neben zusätzlichen ökologischen 
Belastungen erhebliche Kostensteigerungen 
bei Neubau- und Bestandsmaßnahmen.

Maßnahmen zur zukünftigen 
Gips-Rohstoffsicherung 

Um Strukturbrüche in der deutschen Gips-
industrie zu vermeiden sowie lokale Wert-
schöpfung zu erhalten, sollten insbesondere 

folgende Maßnahmen zur künftigen Gips-
Rohstoffsicherung berücksichtigt werden:

 ■ bedarfsunabhängige sowie langfristige 
Ausweisung neuer Flächen für die Na-
turgipsgewinnung in der Raumordnung 
(Landes- und Regionalplanung); 

 ■ Regelungen für die umweltverträgliche 
Gewinnung von Gipsgestein in – für die 
Förderung der Biodiversität sinnvollen 
– Teilbereichen von Schutzgebieten;

 ■ das gesetzgeberische Ermöglichen von 
„Natur auf Zeit“ in aktiven Steinbrü-
chen [2].

 
Der im gesamtgesellschaftlichen Kompro-
miss zur Kohleverstromung gefundene Zeit-
raum und die sukzessiven Abschaltungen 
hatten das Ziel, dass Bürgern und Industrie 
in Einklang mit den Klimaschutzzielen je-
derzeit und unterbrechungsfrei Strom zur 
Verfügung steht. Auch die Verfügbarkeit 
von Rohstoffen wie Gips sollte langfristig 
gewährleistet sein. 

Der Ausstieg aus der Kohlenutzung kann 
nur gelingen, wenn die notwendigen Rah-
menbedingungen geschaffen sind. Weitere 
Zielverschärfungen und Eingriffe provozie-
ren das Risiko eines Strukturbruchs, der 
die Menschen in den betroffenen Regionen 
und die Industrie vermeidbaren ökonomi-
schen und sozialen Belastungen aussetzen 
würde. 
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Gips-Rohstoffmix in Deutschland 2020-2040 bei einem potenziellen, vorgezogenen Kohleausstiegs-
szenario 2030 
 Quelle: BBS Rohstoffstudie 2022, Bundesverband der Gipsindustrie e.V. (*REA-Gips gemäß VGB-Power-Tech) 

Abb. 2
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